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Antrag 28/II/2022 AfA Landesvorstand

FairerWettbewerb – Chancengleichheit für alle

Beschluss:

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Berliner Senates und die Mitglieder der SPD Fraktion im Abgeordnetenhaus sollen

sich für folgende Punkte einsetzen:

 

• DieUmsetzungdesMindestlohnes inder gewerblichenPersonenbeförderungmussgewährleistetwerden.Deshalbmüs-

sen die technischen Voraussetzungen getroffen werden, damit neben dem Taxigewerbe auch Krankentransporte und

Mietwagen die gesetzliche Zahlung des Mindestlohnes auszahlen und ihn nicht unterlaufen.

• Es muss mehr Personal in der Kontrolle der gewerblichen Personenbeförderung eingestellt werden, damit die verant-

wortlichen Behörden den Rechtsrahmen des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) konsequent umsetzen können.

• In der gewerblichen Personenbeförderung müssen gleiche Arbeitszeiterfassungen für alle Anbieter gelten (Taxi, Kran-

kentransporte, sowie Mietwagen). So wird Schwarzarbeit verhindert.

• Es müssen für Mietwagen und Krankentransporte Mindesttarife gelten, damit nicht auf dem Rücken des Personals und

der Verkehrssicherheit ein unlautererWettbewerb nach unten stattfindet

• Die Rückkehrpflicht für Mietwagen muss endlich überwacht werden.

• Nach dem jüngsten Grundsatzurteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 13. September 2022 besteht in Deutschland

nun jedoch eine Pflicht zur systematischen Erfassung der gesamten Arbeitszeit. Dies muss digital und manipulationssi-

cher gewährleistet, umgesetzt und kontrolliert werden.

• Beförderungstarife zeitnah anpassen. Inflation Auswirkungen des Krieges und der Pandemie sowie die Einführung des

Mindestlohnesmüssen in der Festsetzung des Taxitarifes immer zeitnah angepasst werden. Das Taxigewerbe ist Teil des

ÖPNV und für die individuelle Mobilität der Berlinerinnen und Berliner mit verantwortlich. Die Taxitarife werden vom

Staat und nicht von den gewerblichen Unternehmen festgelegt. Wer die Preisentwicklungen nicht rechtzeitig anpasst,

treibtUnternehmen indenBankrott oder in die Illegalität. Dasmuss der Staat durch zeitnaheund sofortigeAnpassungen

der Tarife unterbinden.

 

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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